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Die Verjährungseinrede nach § 45 SGB I ist nicht wegen unzulässiger Rechtsausübung 
ausgeschlossen, wenn ein Unfallversicherungsträger zunächst in einer schwierigen 
medizinischen Kausalitätsbewertung eine Ansicht vertritt, die sich später als unzutreffend 
erweist, da darin kein vorwerfbares Verhalten liegt.  
 

§ 45 SGB I, BK Nr. 4302 der Anlage zur BKV 
 
Urteil des SG Aachen vom 17.10.2007 – S 1 U 55/06 –  
 
Streitgegenstand war die Zahlung einer Verletztenrente mit einer MdE von 20 v.H. für eine 
anerkannte Berufskrankheit nach Nr 4302 BKV. Insbesondere war streitig, ob die von der 
Beklagten erhobene  Einrede der Verjährung von Sozialleistungen wirksam war. 
 
Der Kläger war während seiner beruflichen Tätigkeit von 1974 bis 1976 der Einwirkung 
von Isozyanaten ausgesetzt gewesen. Im Jahre 1992 wurde erstmals der Verdacht einer 
BK nach Nr 4103 BKV geäußert. Nachdem das Vorliegen einer BK nach den Nummern 
4101 bis 4105 BKV aufgrund wiederholter medizinischer Begutachtungen verneint worden 
war, leitete die Beklagte im Jahr 2005 ein Feststellungsverfahren zu Nr 4302 BKV ein. 
Grundlage waren Röntgenaufnahmen aus den Jahren 1974/1975, die der Beklagten erst-
mals vorgelegt wurden. Aufgrund einer ärztlichen Stellungnahme ihres beratenden Arztes 
erkannte die Beklagte im Jahre 2006 die Verschlimmerung einer chronischen Bronchitis 
durch Einwirkung von Isozyanaten als BK nach Nr 4302 BKV an und gewährte Verletz-
tenrente ab 01.01.2001 ausgehend vom Leistungsantrag im Jahr 2005. Für den davor 
liegenden Zeitraum berief sie sich auf die Einrede der Verjährung gemäß § 45 SGB I. 
 
Das SG hat die Verjährungseinrede gelten lassen. Die Verjährungseinrede sei nicht 
wegen unzulässiger Rechtsausübung ausgeschlossen gewesen. Im Rahmen der Er-
messensausübung müssten zwar etwaige Behördenfehler in die Prüfung der Zulässigkeit 
der Verjährungseinrede einbezogen werden. Eine Pflichtverletzung der Beklagten sei aber 
hier nicht ersichtlich. Dabei hat die Kammer die Bewertungsmaßstäbe herangezogen, die 
das BSG für eine aufgrund unklarer Rechtslage eingetretene Verjährung augestellt hat. 
Danach stelle die Verjährungseinrede keine unzulässige Rechtsausübung dar, wenn ein 
Versicherungsträger in einer noch ungeklärten schwierigen Rechtsfrage anfänglich eine 
sich später als unzutreffend erweisende Rechtsauffassung vertreten habe. Vorliegend 
habe es sich um eine offensichtlich schwierige medizinische Tatsachenfrage gehandelt 
(mit bis zuletzt unterschiedlicher Beurteilung durch namhafte medizinische Gutachter). In 
diesen Fällen müsse dieselbe Bewertung erfolgen. Angesichts der Schwierigkeit, die 
medizinischen Kausalität vorliegend zutreffend zu beurteilen, könne der Beklagten kein 
Vorwurf gemacht werden, zunächst eine andere Auffassung vertreten zu haben.  
 
Das Sozialgericht Aachen hat mit Urteil vom 17.10.2007 – S 1 U 55/06 –  
wie folgt entschieden: 
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